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Vorbemerkung 
 
Die Regelungen der RPO sind zweigeteilt: 
 

1. Einige Abschnitte treten sofort und unmittelbar für alle Studiengänge in Kraft. 
Das sind: 

• DRITTER TEIL – ONLINEPRÜFUNGEN 
• VIERTER TEIL – EINSATZ AUDIOVISUELLER KOMMUNIKATIONSMITTEL IN DER LEHRE 

Regelt die Verarbeitungen von personenbezogenenen Daten im Rahmen von audiovisu-
ellen Kommunikationsmitteln in der Lehre. 

• SECHSTER TEIL – SONDERTATBESTÄNDE 
Regelt Schutzbestimmungen, Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß und 
Ungültigkeit von Prüfungen. 

• SIEBTER TEIL – BACHELORMODUL BZW. MASTERMODUL; ABSCHLUSS DES STUDIUMS 
Regelt die Ausgabe von Urkunde, Zeugnis und Bescheinigungen sowie die digitale An-
meldung, Abgabe und Begutachtung von Bachelor- und Masterarbeiten 

• ACHTER TEIL – SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
Regelt nur das Inkrafttreten 

• ANLAGEN 6-7: Erklärungsmuster für Prüfungen 

2. Die anderen Abschnitte gelten nicht sofort, sondern erst dann, wenn die Prüfungs-
ordnung eines Studiengangs diese ganz oder in Teilen als gültig erklärt. 
Dies betrifft: 

• ZWEITER TEIL – STUDIENBEGLEITENDE PRÜFUNGEN 
• FÜNFTER TEIL – ZUSTÄNDIGKEITEN 
• ANLAGEN 1-5: Zeugnismuster, Urkundenmuster, ToR-Muster 

 
Im Fachbereich 4 beziehen bisher keine Studiengänge diese Teile mit ein – sie gelten 
also für die Studiengänge des Fachbereichs 4 nicht. 
 
Die Abschnitte, die nicht sofort gelten, sondern erst nach Einbezug durch eine 
Prüfungsordnung eines Studiengangs, sind im Folgenden zur Übersichtlichkeit 
ausgegraut. 
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Auf der Grundlage des § 44 Absatz 1 und des § 41 Absatz 1 Satz 2 des Niedersächsischen Hochschulgeset-
zes (NHG) vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69) sowie § 17 Abs. 6 NHG, zuletzt geändert mit Artikel 12 
des Gesetzes vom 14.12.2023 (Nds. GVBl. S. 320), hat die Universität Hildesheim die folgende „Ordnung 
über die Durchführung von Prüfungen in elektronischer Form (Onlineprüfungen) und über weitere hochschul-
weite Regelungen zu Prüfungen und Lehre an der Universität Hildesheim (Rahmenprüfungsordnung, RPO)“ 
beschlossen. 

• Beschluss durch Fachbereich 1 am [Datum] 

• Beschluss durch Fachbereich 2 am [Datum] 

• Beschluss durch Fachbereich 3 am [Datum] 

• Beschluss durch Fachbereich 4 am [Datum] 

• Beschluss durch den Senat am [Datum] 

• Genehmigung durch das Präsidium am [Datum] 

 

§ 1 Zweck der Ordnung 
(1) Diese Ordnung dient dazu, prüfungsrechtliche Regelungen für Studiengänge der Universität Hildesheim 
so weit wie möglich zu vereinheitlichen. 

(2) Darüber hinaus dient diese Ordnung dazu, den durch den Einsatz elektronischer Medien in Studium und 
Lehre entstehenden prüfungs- und datenschutzrechtlichen Regelungsbedarf hochschuleinheitlich umzuset-
zen. 

 

§ 2 Anwendungsbereich 
(1) 1Diese Rahmenprüfungsordnung enthält studiengangsübergreifende Regelungen für Bachelor- und  
Masterstudiengänge an der Universität Hildesheim. 2Die Paragraphen 1 und 2, sowie die Paragraphen des 
dritten, vierten, sechsten, siebten und achten Teils sowie die Anlagen 6 und 7, gelten für alle Bachelor- und 
Masterstudiengänge an der Universität Hildesheim mit Ausnahme der in Anlage 8 genannten Studiengänge. 
3Die Paragraphen des zweiten und fünften Teils sowie die Anlagen 1 bis 5, gelten in Verbindung mit der Prü-
fungsordnung eines Studiengangs, die in einem entsprechenden Paragraphen bestimmte oder alle Regelun-
gen der Rahmenprüfungsordnung als für diesen Studiengang geltend festlegt. 4Die Prüfungsordnung des 
Studiengangs (studiengangsspezifische Prüfungsordnung) enthält darüber hinaus ergänzende, insbeson-
dere fach- und studiengangsspezifische Regelungen. 

(2) Falls Absatz 1 zu einer Unvereinbarkeit von Regelungen führt, haben die Regelungen der vorliegenden 
Rahmenprüfungsordnung Vorrang und ersetzen die Regelungen der studiengangsbezogenen Ordnungen, 
es sei denn, diese Ordnung sieht vor, dass studiengangsbezogene Prüfungsordnungen abweichende Rege-
lungen treffen dürfen oder dass eine bestimmte Regelung einer studiengangsbezogenen Prüfungsordnung 
nach Inkrafttreten dieser Rahmenprüfungsordnung fortgilt. 

(3) Diese Ordnung gilt nicht für Prüfungen in Promotions- und Habilitationsverfahren. 
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ERSTER TEIL - STUDIENGANG 
§ 3 Zweck der Prüfung  

§ 4 Hochschulgrad 
§ 5 Dauer und Struktur des Studiums 

§ 6 Gliederung des Studiums 
Die §§ 3 – 6 sind studiengangsspezifisch und deshalb in den studiengangsbezogenen Ordnungen geregelt. 

 

ZWEITER TEIL – STUDIENBEGLEITENDE PRÜFUNGEN 
§ 7 Prüfungen 

(1) In dieser Ordnung werden in Bezug auf Prüfungen folgende Begriffe verwendet: 

a) Prüfungsform (Art der Gestaltung der Prüfung, Prüfungstyp: z. B. Klausur) 
b) Prüfungsformat (Art der Durchführung der Prüfung:  

o Präsenzprüfung: Die Prüfung findet in den Räumlichkeiten der Universität statt 
o Onlineprüfung: Die Prüfung findet ausschließlich über eine Onlineplattform (z. B. das Learn-

web oder ein Videokonferenzsystem) statt, der Prüfungsort ist nicht festgelegt. 

(2) Die für einen Studiengang vorgesehenen Prüfungsformen sind in der studiengangsspezifischen Prü-
fungsordnung abschließend aufzuführen und zu beschreiben.  

(3) 1Sofern die Prüfungsordnung eines Studiengangs vorsieht, dass für eine Prüfungsform mehrere Prü-
fungsformate angeboten werden können, wird dies im Modulhandbuch ergänzend zu den betroffenen Prü-
fungsleistungen angegeben. 2In diesem Fall entscheiden die Prüfenden, in welchem Format die konkrete 
Prüfung durchgeführt wird. 3Die Entscheidung ist den zu Prüfenden rechtzeitig, in der Regel zu Beginn der 
Vorlesungszeit des Semesters, in dem die Prüfung stattfinden soll, bekanntzugeben. 4Ein späterer Wechsel 
des Prüfungsformats innerhalb eines Semesters ist nur aus wichtigem Grund möglich. 5Es ist sicherzustel-
len, dass die in § 17 Abs. 2 genannten Bedingungen erfüllt sind. 

 

§ 8 Prüfungsleistungen / Studienleistungen 
(1) 1Prüfungsleistungen sind einer oder einem Studierenden individuell zurechenbare Leistungen, in denen 
sie oder er zeigt, dass die Kompetenzen vorliegen, die in dem Modul vermittelt werden sollen. 2Dies gilt auch 
für Gruppenprüfungen. 3Prüfungsleistungen werden in der Regel benotet. 4Abweichend von Satz 3 kann die 
Modulschreibung vorsehen, dass die Prüfungsleistung in einem Modul oder Teilmodul nicht benotet wird. 

(2) 1Studienleistungen sind einer oder einem Studierenden individuell zurechenbare Leistungen, mittels de-
rer die in dem Modul zu vermittelnden Kompetenzen eingeübt werden. Dies gilt auch für Studienleistungen, 
die in Gruppen angefertigt werden. 2Studienleistungen können auch der vorläufigen Überprüfung des Kennt-
nisstandes und der Fähigkeiten der Studierenden dienen. 3Studienleistungen werden bewertet, in der Regel 
aber nicht benotet. 4Sofern eine Studienleistung abweichend von Satz 3 benotet wird, geht die Note nicht in 
die Berechnung der Modulnote und damit auch nicht in die Gesamtnote ein. 

(3) 1Werden KI-Systeme für die Erbringung von Prüfungs- oder Studienleistungen genutzt, so sind die ver-
wendeten Systeme anzugeben und die Zwecke und Arten der Nutzung zu dokumentieren. 2Hierfür wird die 
Eigenständigkeitserklärung gemäß Anlage 6 bzw. Anlage 7 verwendet. 

(4) 1Der erfolgreiche Abschluss eines Moduls setzt in der Regel das Bestehen der für das Modul vorgesehe-
nen Prüfungsleistungen (Modulprüfung) und gegebenenfalls die Erbringung von Studienleistungen als Nach-
weis des Kompetenzerwerbs voraus. 2Die Lehrenden bzw. die Prüfenden melden das Bestehen oder Nicht-
bestehen von Studienleistungen und Prüfungsleistungen an das zuständige Prüfungsamt.  

(5) 1Modulprüfungen beziehen sich auf die Kompetenzen, die in den dem Modul zugeordneten Teilmodulen 
vermittelt werden sollen. 2Eine Modulprüfung kann aus mehreren Teilmodulprüfungen bestehen, die sich ent-
sprechend auf die Kompetenzen beziehen, die in den ihnen zugeordneten Teilmodulen vermittelt werden 
sollen. 3In diesem Fall wird zunächst jede Teilmodulprüfung bewertet; die Gesamtnote der Modulprüfung er-
rechnet sich dann aus dem arithmetischen Mittel der Ergebnisse der Teilmodulprüfungen, wobei die Noten 
der Teilmodulprüfungen mit den dem Teilmodul zugeordneten Leistungspunkten gewichtet werden. 4Bei ei-
ner abweichenden Gewichtung ist diese in der Prüfungsordnung des jeweiligen Studiengangs oder im 
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Modulhandbuch anzugeben. 5(Teil-)Modulprüfungen finden studienbegleitend in der Regel am Ende des je-
weiligen (Teil-)Moduls statt. 

(6) Ebenfalls um eine Modulprüfung handelt es sich, wenn sich die Prüfung nur auf eines der im Modul be-
legten Teilmodule bezieht und in den anderen zum Modul gehörigen Teilmodulen bewertete, aber unbeno-
tete Studienleistungen gefordert werden. 

(7) 1Modulbeschreibungen können vorsehen, dass im Rahmen einer Prüfung mehrere einzeln zu bewer-
tende Teilleistungen erbracht werden (Modulteilprüfungen). 2Satz 1 gilt für Modulprüfungen ebenso wie für 
Teilmodulprüfungen. 3Besteht eine Prüfung aus einzeln zu bewertenden Teilleistungen, ergibt sich die Note 
für die Prüfung aus dem arithmetischen Mittel der Noten der Teilleistungen. 4Bei einer abweichenden Ge-
wichtung ist diese im Modulhandbuch anzugeben. 

(8) Bei der Meldung des Ergebnisses einer Modulprüfung oder Teilmodulprüfung an das Prüfungsamt bzw. 
der Meldung von Studienleistungen sind folgende Angaben zu machen: 

1. Bezeichnung des jeweiligen Moduls und Teilmoduls sowie der konkreten Lehrveranstaltung, in der 
die Prüfungsleistung abgenommen bzw. die Studienleistung erbracht wurde 

2. Name, Vorname und Matrikelnummer der bzw. des Studierenden 
3. Zeit und Ort der mündlichen oder schriftlichen Prüfung bzw. Abgabedatum (Prüfungsdatum); bei Stu-

dienleistungen: Datum, an dem die Studienleistung vollständig erbracht wurde, bzw. in Fällen, in de-
nen die Studienleistung in der regelmäßigen Anwesenheit besteht, Datum des letzten Lehrveranstal-
tungsbesuchs 

4. Ergebnis der Prüfung gemäß § 14 (die Note, bzw. „bestanden“ oder „nicht bestanden“); bei Studien-
leistungen in der Regel „bestanden“ oder „nicht bestanden“ 

5. Anzahl der Leistungspunkte, die durch die Prüfung bzw. die Studienleistung erworben wurden 
6. Name der Person, die die Prüfung bzw. die Studienleistung bewertet hat 

 

§ 9 Öffentlichkeit von mündlichen Prüfungen 
1Studierende, die sich demnächst der gleichen Modul- oder Teilmodulprüfung unterziehen wollen, sowie an-
dere Mitglieder der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, können bei der Prü-
ferin oder dem Prüfer bzw. den Prüfenden schriftlich oder per E-Mail beantragen, als Zuhörerinnen oder Zu-
hörer bei einer mündlichen Prüfung zugelassen zu werden. 2Dem Antrag ist stattzugeben, sofern nicht die 
oder der zu Prüfende – spätestens vor Beginn der Prüfung – der Teilnahme von Zuhörerinnen und Zuhörern 
widerspricht. 3Dafür ist es hinreichend, wenn die oder der zu Prüfende den Widerspruch der, dem oder den 
Prüfenden gegenüber mündlich äußert. 4Der Widerspruch wird im Protokoll vermerkt. 5Das Recht der Teil-
nahme an einer mündlichen Prüfung erstreckt sich nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses an die Geprüfte oder den Geprüften. 

 

§ 10 Zugang und Zulassung zu Modulen, Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) 1Studierende haben vorbehaltlich der Erfüllung der weiteren, in den studiengangsbezogenen Ordnungen 
geregelten Zugangsvoraussetzungen Zugang zu Modulen und Modulprüfungen in dem Studiengang, in dem 
sie eingeschrieben sind. 2Bei kapazitätsbeschränkten Modulen und Lehrveranstaltungen richtet sich der Zu-
gang nach einer entsprechenden Zuweisung. 

(2) 1Die Modulbeschreibung kann weitere Zugangsvoraussetzungen vorsehen. 2Insbesondere kann der er-
folgreiche Abschluss von Modulen oder eine bestimmte Anzahl von im Studiengang oder in einzelnen Fä-
chern des Studiengangs erworbenen Leistungspunkten verlangt werden. 

(3) In der Modulbeschreibung können Studienleistungen und Prüfungsleistungen definiert werden, deren er-
folgreiche Erbringung für die Zulassung zu Modulprüfungen oder Teilmodulprüfungen erforderlich ist. 

(4) 1Studien- und Prüfungsleistungen können nur von Studierenden erbracht werden. 2Studierende müssen 
während des gesamten Prüfungszeitraums im jeweiligen Studiengang an der Universität Hildesheim einge-
schrieben sein. 3Die Immatrikulation ist nachzuweisen. 4Satz 2 gilt nicht für Studien- und Prüfungsleistungen, 
die als Zusatzleistungen gemäß Abs. 9 erbracht werden. 5Studien- und Prüfungsleistungen, die von Perso-
nen erbracht wurden, die nicht in dem Studiengang eingeschrieben sind, und die nicht als Zusatzleistungen 
erbracht wurden, gelten als nicht unternommen. 6Prüfungsleistungen von Studierenden gelten als nicht be-
standen, wenn im Anschluss an die Zulassung zur Prüfung eine Exmatrikulation oder eine Beurlaubung er-
folgt und die oder der zu Prüfende sich nicht fristgerecht von der Prüfung abgemeldet hat. 7Sofern studien-
gangsbezogene Ordnungen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung eine von Satz 6 abweichende 
Regelung enthalten, gilt diese fort. 8Ferner gelten Studien- und Prüfungsleistungen als nicht unternommen, 
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wenn sie abgelegt wurden, ohne dass die entsprechenden Zugangs- oder Zulassungsvoraussetzungen zum 
Modul oder zur Modulprüfung beziehungsweise Teilmodulprüfung vorab erfüllt wurden. 

(5) Sofern in einem Bachelorstudiengang Schülerinnen als Frühstudierende am Studien- und Prüfungsbe-
trieb teilnehmen dürfen, sind sie abweichend von Abs. 4 Sätze 2 und 5 zur Ableistung von Prüfungsleistun-
gen zugelassen. 1Prüfungen können im Rahmen des Frühstudiums nicht wiederholt werden, unabhängig da-
von, ob sie bestanden oder nicht bestanden wurden. 2Die Regelungen dieser Ordnung zu Rücktritt undVer-
säumnis, sowie die studiengangsspezifischen Bestimmungen zur Wiederholung von Prüfungen sind nicht 
anwendbar. 3Nicht bestandene Prüfungen werden bei Aufnahme eines ordnungsgemäßen Studiums nicht 
berücksichtigt. An der Universität Hildesheim im Rahmen des Frühstudiums erbrachte Prüfungs- und Stu-
dienleistungen sind bei Aufnahme eines ordnungsgemäßen Studiums auf Antrag anzuerkennen.  

(8) An Modulen und Modulprüfungen darf nicht teilnehmen, wer in dem jeweiligen Studiengang oder einem 
von der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) als gleichartig anerkannten Studiengang die 
Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung endgültig nicht bestanden hat. 

(9) Abweichend von Absatz 4 Satz 2 können Studierende an einem Modul oder einem Teilmodul, das nicht 
im Rahmen des Curriculums des studierten Studiengangs oder der gewählten Fächer angeboten wird bzw. 
das über den vorgeschriebenen Umfang der zu absolvierenden Module oder Teilmodule hinausgeht, teilneh-
men, sofern die studiengangsbezogene Prüfungsordnung entsprechende Regelungen enthält.  

(10) 1In zusätzlichen Prüfungen nach Absatz 9 erreichte Noten werden bei der Bildung der Gesamtnote für 
den Studiengang, in den die oder der Studierende immatrikuliert ist, nicht berücksichtigt. 2Die Aufnahme zu-
sätzlicher Prüfungsleistungen und deren Noten ins Transcript of Records erfolgt auf Antrag an das zustän-
dige Prüfungsamt. 3Studiengangsbezogene Prüfungsordnungen können abweichende Regelungen treffen. 
4Die Sätze 2 und 3 gelten für Studienleistungen entsprechend.  

 

§ 11 Module und Leistungspunkte  
(1) 1Studiengänge bestehen aus Modulen. 2Ein Modul ist eine inhaltlich und zeitlich abgeschlossene Lehr- 
und Lerneinheit, die in der Regel durch das Bestehen der Modulprüfung oder Teilmodulprüfungen und, bei 
Vorliegen entsprechender Regelungen, das Erbringen von Studienleistungen abgeschlossen wird. 3Ein Mo-
dul kann aus mehreren Teilmodulen bestehen. 
(2) 1Bei den Modulen werden Pflichtmodule, Wahlpflichtmodule und Wahlmodule unterschieden. 2Pflichtmo-
dule müssen von allen Studierenden des Studiengangs beziehungsweise einer innerhalb des Studiengangs 
gewählten Studienvariante oder eines Faches belegt werden. 3Wahlpflichtmodule sind Module, von denen 
die Studierenden eine bestimmte, in der Studienordnung festgelegte Anzahl auswählen müssen, bzw. die 
genutzt werden dürfen, um eine vorgegebene Anzahl Leistungspunkte zu erwerben. 4Wahlpflichtmodule bie-
ten die Möglichkeit individueller Schwerpunktsetzung. 5Wahlmodule sind Module, für die zwar die zu erwer-
benden Kompetenzen, nicht jedoch die Studieninhalte festgelegt sind. 6Die Belegung von Wahlmodulen 
kann auf ein bestimmtes Fach oder einen Schwerpunkt eingeschränkt sein. 

(3) 1Leistungspunkte stellen eine Einheit für die Bemessung des durchschnittlichen zeitlichen Arbeitsaufwan-
des (workload) für das Studium dar. 2Dabei entspricht ein Leistungspunkt (credit) einem durchschnittlichen 
Arbeitsaufwand von 25 bis 30 Zeitstunden. Sofern weniger als 30 Zeitstunden pro Leistungspunkt vorgese-
hen sind, ist dies in der studiengangsbezogenen Prüfungsordnung zu regeln.  

(4) 1Ein Studiengang ist so zu gestalten, dass der durchschnittliche Arbeitsaufwand (workload) der Studie-
renden 30 Leistungspunkte (750 bis 900 Zeitstunden) pro Semester bzw.60 Leistungspunkte (1500 bis 1800 
Zeitstunden) pro Studienjahr nicht übersteigt. 2Der in Leistungspunkten ausgedrückte zeitliche Arbeitsauf-
wand für das gesamte Studium bezieht sich auf alle Aufgaben, die gemäß den Regelungen der Prüfungsord-
nung des jeweiligen Studiengangs und der sie ergänzenden Studienordnungen für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums notwendig sind. 3Das sind neben der Teilnahme an Lehrveranstaltungen insbeson-
dere Vor- und Nachbereitungsaufgaben, die Vorbereitung und Ablegung der Prüfungen sowie die Absolvie-
rung vorgeschriebener Praktika, Exkursionen, Pflichtauslandssemester etc. 

(5) 1Leistungspunkte werden endgültig für erfolgreich abgeschlossene Module vergeben. 2In Fällen, in denen 
Studierende vor Abschluss des Studiums eine Bescheinigung benötigen (z. B. für den Nachweis eines ord-
nungsgemäßen Studiums gegenüber dem BAföG-Amt), können abweichend von Satz 1 Leistungspunkte für 
erbrachte Studienleistungen oder bestandene Teilmodulprüfungen vorläufig vergeben werden, auch wenn 
das entsprechende Modul noch nicht abgeschlossen wurde. 3Die vorläufige Vergabe von Leistungspunkten 
ist ausgeschlossen, wenn eine Leistung, die für das Bestehen des Moduls erforderlich ist, nicht bestanden 
wurde. Sofern die Modulbeschreibung Leistungspunkte für einzelne Studien- und Prüfungsleistungen eines 
Moduls gesondert ausweist, werden im Falle des Nichtbestehens einer Teilleistung die Leistungspunkte der 
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anderen in diesem Modul bestandenen Teilleistungen vorläufig vergeben. 4Liegt eine solche Zuordnung von 
Leistungspunkten zu einzelnen Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb eines Moduls nicht vor, so wer-
den im Falle des Nichtbestehens einer (Teil-)Leistung die für das gesamte Modul vorgesehenen Leistungs-
punkte bei der vorläufigen Vergabe nicht berücksichtigt. 

(6) Prüfungs- und Studienordnungen können vorsehen, dass eine festgelegte Anzahl an Leistungspunkten in 
Modulen oder auch Teilmodulen nach freier Wahl der Studierenden erbracht werden kann (z. B. in einem 
Studium generale oder Studium fundamentale). 

 

§ 12 Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
(1) 1Für die Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen ist die Ständige Prü-
fungskommission (Prüfungsausschuss) eines Studiengangs zuständig. 2Die Kommission trifft ihre Entschei-
dung ggf. nach Rücksprache mit der oder dem Anerkennungsbeauftragten des Studiengangs oder des je-
weiligen Faches. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen (einschließlich berufspraktischer Tätigkeiten) in 
demselben oder einem von der Universität als gleichartig anerkannten Studiengang an einer anderen Uni-
versität oder gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland werden ohne Gleichwertig-
keitsprüfung anerkannt. 

(3) 1Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Vertragsstaa-
tes des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäi-
schen Region (BGBl. 2007 II S. 712) erbracht wurden, werden anerkannt, wenn keine wesentlichen Unter-
schiede zu den zu erbringenden entsprechenden Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
bestehen. 2Kann die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) den Nachweis über wesentliche 
Unterschiede nicht erbringen, sind die Studienzeiten und Hochschulqualifikationen anzuerkennen. 

(4) 1Für die Feststellung der Gleichwertigkeit von Studien- oder Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule 
außerhalb des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der eu-
ropäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II S. 712 ff.) erbracht wurden, sind die von der Kultusmi-
nisterkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen oder andere zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen maßgebend. 2Soweit Vereinbarungen nicht vorliegen oder eine weiterge-
hende Anerkennung beantragt wird, entscheidet die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) 
über die Gleichwertigkeit. 3Im Zweifel ist eine Stellungnahme der Zentralstelle für ausländisches Bildungswe-
sen einzuholen. 5Abweichende Anerkennungsbestimmungen auf Grund von Vereinbarungen mit ausländi-
schen Hochschulen bleiben unberührt. 

(5) 1Bei der Anerkennung von Prüfungsleistungen sind die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar 
sind – zu übernehmen und in die weitere Notenberechnung einzubeziehen. 2Bei unvergleichbaren Notensys-
temen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen. 3Die Anerkennung von Prüfungsleistungen, die in ei-
nem anderen Studiengang erbracht wurden, wird im Transcript of Records vermerkt. 

(6) 1Für anerkannte Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen werden – soweit ausgewiesen 
– die mit der Erbringung erworbenen beziehungsweise von der vergebenden Hochschule für die erbrachten 
Teilleistungen vorgesehenen Leistungspunkte übernommen. 2Sind für ein anerkanntes Modul oder Teilmodul 
von der vergebenden Hochschule mehr Leistungspunkte vorgesehen als für das vergleichbare Modul oder 
Teilmodul an der Universität Hildesheim, wird nur die für das Modul oder Teilmodul an der Universität Hildes-
heim vorgesehene Anzahl Leistungspunkte übernommen. 3Sind für ein anerkanntes Modul von der verge-
benden Hochschule weniger Leistungspunkte vorgesehen als für das vergleichbare Modul oder Teilmodul an 
der Universität Hildesheim, wird ebenfalls die für das Modul oder Teilmodul an der Universität Hildesheim 
vorgesehene Anzahl Leistungspunkte vergeben, sofern davon ausgegangen werden kann, dass die im Mo-
dul bzw. Teilmodul der Universität Hildesheim vorgesehenen Kompetenzen an der anderen Hochschule voll-
umfänglich erworben wurden. 4Anderenfalls kann die Anerkennung des Moduls oder Teilmoduls an die Er-
bringung von ergänzenden Studien- oder Prüfungsleistungen an der Universität Hildesheim geknüpft wer-
den. 5Sind für anerkannte Prüfungsleistungen keine Leistungspunkte ausgewiesen, wird im Zuge der Aner-
kennung die Anzahl Leistungspunkte vergeben, die dem Umfang der gleichwertigen Studienzeiten, Studien-
leistungen und Prüfungsleistungen innerhalb des entsprechenden Moduls entspricht. 6Die endgültige 
Vergabe von im Rahmen der Anerkennung übernommenen Leistungspunkten für Teilmodule erfolgt nach 
erfolgreichem Abschluss des Moduls, dem sie zugeordnet sind. 

(7) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 2 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf Aner-
kennung. 2Die oder der Studierende hat die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen vorzulegen, ins-
besondere eine Bescheinigung über die erbrachte Prüfungsleistung (z. B. Transcript of Records) und eine 
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detaillierte Modulbeschreibung. 3Sollte eine solche nicht vorgelegt werden können wie z. B. bei Prüfungsleis-
tungen aus nicht modularisierten Studiengängen wie Diplom- oder Magisterstudiengängen, sind andere Un-
terlagen beizubringen, die geeignet sind, den zur Anerkennung vorgelegten Leistungsnachweis inhaltlich 
und im Hinblick auf die damit nachgewiesenen Kompetenzen zu beurteilen. 

(8) 1Falls Studierende einen Auslandsaufenthalt während des Studiums absolvieren wollen, soll die Anerken-
nung von Studien- und Prüfungsleistungen, die im Ausland erbracht werden sollen, vor Antritt des Auslands-
studiums in einem Learning Agreement geregelt werden. 2Das Learning Agreement enthält Angaben zu den 
Studien- und Prüfungsleistungen, die im Ausland erbracht werden sollen. 3Es enthält zudem Angaben dazu, 
für welche Module bzw. Teilmodule des Studiengangs die Leistungen anerkannt werden. 4Bei erforderlichen 
oder gewünschten Änderungen informiert die oder der Studierende die entsprechende vom Studiengang be-
nannte Person, so dass das Learning Agreement ggf. entsprechend angepasst werden kann. 

 

§ 13 Anrechnung von außerhalb eines Hochschulstudiums erworbenen Kompetenzen 
1Außerhalb eines Hochschulstudiums erworbene Kompetenzen werden bei Gleichwertigkeit auf ein Hoch-
schulstudium angerechnet. 2Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten, auf-
grund derer der Zugang zum Studium eröffnet wurde, können zusätzlich auch angerechnet werden. 

 

§ 14 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Note 
(1) 1Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen und Prüfern bewertet. 2Für die Bewertung 
der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 

1,0; 1,3 (sehr gut)  = eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht 

1,7; 2,0; 2,3 (gut)  =  eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht 

2,7; 3,0; 3,3 (befriedigend)  =  eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht 

3,7; 4,0 (ausreichend)  = eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderun-
gen noch entspricht 

5,0 (nicht ausreichend)  =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht ent-
spricht 

3Die durch Vermindern oder Erhöhen der Noten gebildeten Zwischenwerte dienen der differenzierten Bewer-
tung. 4Die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

(2) Noten, die sich als arithmetisches Mittel einzelner Noten ergeben, lauten entsprechend ihrem Wert: 

bis einschließlich 1,5    =  sehr gut 

über 1,5 bis einschließlich 2,5  =  gut 

über 2,5 bis einschließlich 3,5  =  befriedigend 

über 3,5 bis einschließlich 4,0  =  ausreichend 

über 4,0    =  nicht ausreichend 

(3) Bei der Berechnung von Noten, die sich aus dem arithmetischen Mittel einzelner Noten zusammenset-
zen, wird nur die erste Stelle nach dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung 
gestrichen. 

(4) Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfenden bewertet, errechnet sich die Note aus dem arithme-
tischen Mittel der einzelnen Prüfungsbewertungen. 

(5) 1Besteht eine Modulprüfung oder Teilmodulprüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, so errechnet sich 
die Note aus dem arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen bewerteten Prüfungsleistungen. 2Sofern den 
einzelnen Prüfungsleistungen Leistungspunkte zugewiesen sind, errechnet sich die Note aus dem entspre-
chend gewichteten arithmetischen Mittel. 3Sofern die Modulnote abweichend berechnet wird, sind die Be-
rechnungsvorschriften in der Modulbeschreibung auszuführen. 5Bei Noten mit mehreren Nachkommastellen, 
wird nur die erste Nachkommstelle ohne Rundung berücksichtigt. 

(6) 1Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend“ bewertet wurde. 2Sind an 
der Bewertung der Prüfungsleistung mehr als zwei Prüfende beteiligt, ist die Prüfungsleistung bestanden, 
wenn die Mehrheit der Prüfenden die Leistung mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet und das 
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arithmetische Mittel der Einzelnoten mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. 3Die Note berechnet sich als arith-
metisches Mittel der Einzelnoten der Prüfenden. 

(7) 1Im Zeugnis sind Noten in Sprachform und als der berechnete Durchschnittswert, im Diploma Supple-
ment nur in Sprachform anzugeben. 2In sonstigen Unterlagen wird nur der berechnete Durchschnittswert an-
gegeben. 

 

§ 15 Zusätzliche Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 16 Wiederholung von Prüfungsleistungen 

Die Regelungen der §§ 15 und 16 sind studiengangsspezifisch und sind nur in den studiengangsbezogenen 
Ordnungen geregelt. 

 

DRITTER TEIL - ONLINEPRÜFUNGEN 
§ 17 Onlineprüfungen 

(1) Die Universität ist befugt, Onlineprüfungen abzunehmen, soweit Prüfungen ihrer Natur nach dafür geeig-
net sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich in einem bestimmten Prüfungsraum an-
wesend sein zu müssen, durchgeführt zu werden. 

(2) 1Für Onlineprüfungen gelten die gleichen prüfungsrechtlichen Grundsätze wie für Präsenzprüfungen. 
2Eine vollständige Kenntnisnahme des gesamten Prüfungsgeschehens von allen Beteiligten muss gewähr-
leistet sein. 3Alle prüfungsrelevanten Maßgaben, insbesondere Art, Anzahl und Umfang bzw. Dauer von Prü-
fungsleistungen müssen durch die vom zuständigen Organ beschlossene jeweilige prüfungsrelevante Ord-
nung selber festgelegt werden. 

(3) Sofern im Einzelfall glaubhaft gemacht wird, dass eine übliche technische Ausstattung und / oder eine 
geeignete Räumlichkeit für eine Onlineprüfung nicht vorhanden ist, stellt die Universität Ausstattung und / 
oder Räumlichkeit für die Durchführung der Onlineprüfung zur Verfügung. 

(4) Bei Onlineprüfungen müssen über die in Abs. 2 genannten Bedingungen weitere Voraussetzungen zu 
erfüllt sein: 

a) Die Abnahme einer Onlineprüfung darf ausschließlich über von der Universität Hildesheim zugelas-
sene Software (gem. § 22 Abs. 1) erfolgen. 2Als von der Universität zugelassen gilt eine Software, 
sofern sie vom Rechenzentrum der Universität Hildesheim auf geeignete Weise als solche benannt 
wurde.  

b) Die Studierenden sind im Rahmen der Mitteilung des Prüfungsformats gemäß § 7 Abs. 3  

 b.1 über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach § 22 dieser Ordnung zu informie-
ren. 

 b.2 Darüber hinaus sind sie über die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommuni-
kationseinrichtungen, die für eine ordnungsgemäße Durchführung erfüllt sein müssen, zu infor-
mieren, insbesondere im Hinblick auf eine geeignete Bild- und Tonübertragung zur Videoauf-
sicht nach § 19 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung. 

 b.3 Schließlich sind sie über die sich aus dem Prüfungsformat ergebenden besonderen organisato-
rischen Bedingungen für eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung aufzuklären. 

(5) Den Studierenden soll die Möglichkeit gegeben werden, die Prüfungssituation in Bezug auf die Technik, 
die Ausstattung und die räumliche Umgebung der Prüfung vorab auszuprobieren. 
(6) Die Anmeldefrist bzw. Abmeldefrist bzgl. einer Onlineprüfung richtet sich nach den in der jeweils prü-
fungsrelevanten Ordnung bzw. im elektronischen Vorlesungsverzeichnis festgelegten Angaben. 

 

§ 18 Authentifizierung 
(1) 1Vor Beginn einer Onlineprüfung erfolgt die eindeutige Authentifizierung der zu prüfenden Personen 
durch die prüfende Person bzw. Aufsichtsperson anhand des Studierendenausweises mit Lichtbild (UNI-
Card) oder über einen amtlichen Lichtbildausweis.  
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(2) 1Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten Daten über eine tech-
nisch bzw. für die Durchführung der Prüfung notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 2Per-
sonenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 3§ 22 Absatz 5 dieser 
Ordnung gilt entsprechend.  

 

§ 19 Videoaufsicht 
(1) 1Für die Onlineprüfung dürfen nur die jeweils zugelassenen Hilfsmittel genutzt werden. 2Unzulässig ist 
insbesondere jegliche persönliche oder ferntechnische Kommunikation (Telefon, E-Mail, soziale Medien etc.) 
zwischen den zu prüfenden Personen oder mit Dritten während der Prüfung. 3Kommunikation, die nach der 
Definition der Prüfungsform notwendig ist (ggf. bei mündlichen Gruppenprüfungen), ist zulässig und fällt 
nicht unter Satz 2. 4Verstöße gegen Satz 1 gelten als Täuschungsversuch. 

(2) 1Es sind Maßnahmen zur Täuschungsprävention zu treffen. 2Es wird empfohlen, dass bei Onlineprüfun-
gen die zu prüfenden Personen per Videokonferenz mit den Prüfenden bzw. der jeweiligen Aufsicht führen-
den Person verbunden sind (Videoaufsicht). 3Die Teilnahme an der Videokonferenz findet mit Kamera und 
Mikrofon statt, wobei das Mikrofon stumm zu schalten und nur auf direkte Aufforderung der prüfenden bzw. 
aufsichtführenden Person zu aktivieren ist. 4Sofern Fragen während der Klausur erlaubt sind, werden diese 
in der Regel über die Chatfunktion des Videokonferenztools gestellt und beantwortet. 5Die Videoaufsicht ist 
so einzurichten, dass der Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre der zu prüfenden Personen nicht mehr 
als zu dem berechtigten Kontrollzweck erforderlich (Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung 
durch den ausgewiesenen Prüfling) eingeschränkt werden. 

(3) 1Die Videoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschule. 2Eine automatisierte Auswertung von 
Bild- oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 

(4) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht zuläs-
sig. 2§ 22 Absatz 5 dieser Ordnung gilt entsprechend. 

(5) Der Ablauf und – bei mündlichen Prüfungen – die wesentlichen Inhalte einer Onlineprüfung werden von 
der prüfenden Person oder einer beisitzenden Person protokolliert. 

 

§ 20 Technische Störungen während Onlineprüfungen 
(1) 1Können technische Störungen bei 

a) Übermittlung der Prüfungsaufgabe 

b) Bearbeitung der Prüfungsaufgabe 

c) Übermittlung der Prüfungsleistung 

d) Videoaufsicht 

während der Onlineprüfung nicht angemessen behoben werden, wird die Prüfung vorzeitig durch die prü-
fende Person beendet. 2Im Falle einer vorzeitigen Beendigung wird die Prüfungsleistung nicht gewertet und 
der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 3Die Anzeige einer solchen Störung erfolgt durch die zu 
prüfende Person und / oder die prüfende Person bzw. die Aufsichtsperson unverzüglich auf einem zur Verfü-
gung stehenden Wege. 

(2) 1Kann einer zu prüfenden Person nachgewiesen werden, dass sie die technische Störung zu verantwor-
ten hat, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Die Regelungen des § 30 
bleiben unberührt. 

 

§ 21 Aufklärung von Täuschungsversuchen 
(1) 1Zur Aufklärung von Täuschungsversuchen bei Klausuren als Onlineprüfung können die Stammdaten, 
Protokolldaten und Metadaten gemäß § 22 Abs. 2 bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 2 aus-
gewertet werden. 2Die o.g. Daten werden vorbehaltlich etwaiger gesetzlicher Aufbewahrungsfristen nach Ab-
schluss des Prüfungsverfahrens bzw. nach Ablauf der jeweils technisch bedingten Löschfrist, die nicht vor 
Abschluss des Prüfungsverfahrens enden darf, gelöscht. 

(2) 1Die Auswertung der Daten gemäß Absatz 1 darf nur erfolgen, wenn im konkreten Einzelfall aufgrund tat-
sächlicher Anhaltspunkte gegen eine oder mehrere zu prüfende Personen der Verdacht besteht, dass diese 
einen Täuschungsversuch unternommen hat bzw. haben. 2Sofern sich die tatsächlichen Anhaltspunkte 
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während der Onlineprüfung ergeben, sind diese im Prüfungsprotokoll, anderenfalls in sonstiger geeigneter 
Form zu dokumentieren. 3Die Auswertung erfolgt durch die prüfende Person oder eine durch diese beauf-
tragte Person. 4Anlasslose und/oder automatisierte Auswertungen sind unzulässig. 

 

§ 22 Datenschutz 
(1) 1Für die Abnahme von Onlineprüfungen darf nur von der Universität Hildesheim zugelassene Software 
verwendet werden. 2Als von der Universität zugelassen gilt eine Software, sofern sie vom Rechenzentrum 
der Universität Hildesheim auf geeignete Weise als solche benannt wurde. 

(2) 1Im Rahmen von Onlineprüfungen dürfen personenbezogene Daten der an der Prüfung beteiligten Perso-
nen elektronisch auf Systemen der Universität Hildesheim oder elektronisch auf Systemen eines Auf-
tragsverarbeiters i.S. des Art. 4 Nr. 8 DSGVO (Datenschutz-Grundverordnung) sowie analog verarbeitet wer-
den, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Onlineprüfung erforderlich ist. 2Zu den beteiligten 
Personen zählen insbesondere zu prüfende und prüfende Personen bzw. Aufsichtspersonen. 3Zu den Syste-
men der Universität Hildesheim gehören insbesondere die für die Abnahme von Onlineprüfungen zugelasse-
nen Systeme gemäß Abs. 1.4Personenbezogene Daten gemäß Satz 1 dürfen insbesondere für Zwecke der 
Authentifizierung nach § 18 dieser Ordnung, der Videoaufsicht nach § 19 dieser Ordnung und der Aufklärung 
von Täuschungsversuchen nach § 21 dieser Ordnung verarbeitet werden. 

(3) Im Rahmen von Onlineprüfungen können die folgenden Arten personenbezogener Daten verarbeitet wer-
den: 

1. Authentifizierungsdaten 

2. Stammdaten 

3. Inhaltsdaten 

4. Protokolldaten 

5. Metadaten 

(4) 1Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung oder der Erprobung der technischen 
Rahmenbedingungen verarbeiteten Daten über eine technisch oder für die Durchführung der Prüfung not-
wendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 2Personenbezogene Daten aus der Zwischenspeiche-
rung sind unverzüglich zu löschen. 

(5) Unbeschadet der Regelungen des § 17 Abs. 2, des § 19 Abs. 4 und des § 21 Abs. 1 dieser Ordnung rich-
ten sich die Löschfristen im Übrigen nach geltenden Regelungen über Aufbewahrungsfristen. 

(6) 1Die Universität stellt sicher, dass die bei der Durchführung einer Onlineprüfung anfallenden personenbe-
zogenen Daten im Einklang mit den datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verord-
nung (EU) 2016/679 (DSGVO), verarbeitet werden. 2Insbesondere trifft sie geeignete technische und organi-
satorische Maßnahmen zur Gewährleistung der Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität bei der Verarbei-
tung der Daten nach dieser Ordnung. 3Soll eine Übertragung personenbezogener Daten in ein Land außer-
halb der Europäischen Union erfolgen, sind insbesondere die weiteren Anforderungen der Artikel 44 bis 50 
DSGVO zu beachten. 

(7) 1Die zu prüfenden Personen und ggf. Aufsichtspersonen sind gemäß Artikel 13 und 14 DSGVO in präzi-
ser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu wel-
chem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht werden. 2Auf die 
Betroffenenrechte nach den Artikeln 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich hinzuweisen. 

 

 

VIERTER TEIL – EINSATZ AUDIOVISUELLER KOMMUNIKATIONSMITTEL IN 
DER LEHRE 

§ 23 Audiovisuelle Kommunikationsmittel in der Lehre 
(1) 1Zur Durchführung von Lehrveranstaltungen dürfen audiovisuelle Kommunikationsmittel verwendet wer-
den. 2Dazu darf nur § 22 Abs. 1 Satz 2.von der Universität Hildesheim zugelassene Software verwendet wer-
den. 3Dabei dürfen die folgenden personenbezogenen Daten verarbeitet werden: 
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a) Stammdaten der an der Lehrveranstaltung teilnehmenden Personen (Studierende, Gasthörende, 
sonstige Teilnehmende sowie Lehrende) 

b) Protokolldaten 

c) Leistungsdaten 

d) Inhaltsdaten 

(2) Eine Verpflichtung zur Freigabe des Mikrofons und der Kamera besteht im Rahmen der Teilnahme nicht, 
es sei denn, dies ist zur Erbringung einer Studienleistung oder zur Erfüllung einer Anwesenheitspflicht erfor-
derlich. 

 

§ 24 Aufzeichnung von Lehrveranstaltungen 
(1) 1Lehrveranstaltungen dürfen gemäß § 17 Abs. 6 NHG zur Erfüllung der Aufgaben in der Lehre in Bild und 
Ton aufgezeichnet werden. 2Für die Aufzeichnung darf nur von der Universität Hildesheim zugelassene Soft-
ware verwendet werden. 3Die betroffenen Personen sind nach den Voraussetzungen von Art. 13 DSGVO 
rechtzeitig über die beabsichtigte Aufzeichnung zu informieren und auf ihr Widerspruchsrecht bezüglich der 
damit verbundenen Verarbeitung ihrer Daten gemäß Art. 21 DSGVO hinzuweisen. 4Die Aufnahmen dürfen 
ausschließlich den zum Besuch der jeweiligen Lehrveranstaltung Berechtigten über hochschuleigene Sys-
teme zugriffsgeschützt zugänglich gemacht werden. 5Die Aufzeichnungen werden auf hochschuleigenen 
Systemen oder von der Hochschule gemäß § 22 Abs. 1 Satz 2 zugelassenen Systemen aufbewahrt. 6Sie 
werden nach Ablauf der drei auf das Semester, in dem die Aufzeichnung erfolgt ist, folgenden Semester ge-
löscht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für einen zugriffsgeschützten Livestream von Lehrveranstaltungen. 

 

FÜNFTER TEIL - ZUSTÄNDIGKEITEN 
§ 25 Ständige Prüfungskommission 

(1) 1Für die Organisation der Prüfungen und zur Wahrnehmung der durch diese Prüfungsordnung und die 
studiengangsbezogenen Prüfungsordnungen zugewiesenen Aufgaben wird von dem für den jeweiligen Stu-
diengang zuständigen Fachbereich bzw. den für den Studiengang zuständigen Fachbereichen eine Ständige 
Prüfungskommission, in einigen studiengangsbezogenen Ordnungen auch als „Prüfungsausschuss“ be-
zeichnet, gebildet, der Mitglieder aus der Hochschullehrergruppe, der Mitarbeitergruppe und der Studieren-
dengruppe angehören. 2Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) hat mindestens fünf Mit-
glieder: drei Mitglieder aus der Hochschullehrergruppe und jeweils ein Mitglied aus der Mitarbeitergruppe 
und der Studierendengruppe. 3Die studiengangsbezogenen Prüfungsordnungen können von Satz 2 abwei-
chende Regelungen treffen, wobei darauf zu achten ist, dass die Anzahl der Mitglieder aus der Hochschul-
lehrergruppe die Anzahl der übrigen Mitglieder um mindestens ein Mitglied übersteigt 4Die Mitglieder der 
Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter wer-
den durch die jeweiligen Gruppenvertreterinnen und -vertreter im zuständigen Fachbereichsrat gewählt. 
5Sind für den Studiengang mehrere Fachbereichsräte zuständig, findet eine gemeinsame Wahl durch die 
jeweiligen Gruppenvertreterinnen und -vertreter statt. 6Die Mitglieder der Ständigen Prüfungskommission 
(Prüfungsausschuss) wählen aus der Mitte der Mitglieder der Hochschullehrergruppe in der Ständigen Prü-
fungskommission (Prüfungsausschuss) die Vorsitzende oder den Vorsitzenden. Außerdem wird die oder der 
stellvertretende Vorsitz gewählt. 7Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mit-
glieds ein Jahr. 8Bei einer Nachwahl innerhalb der Amtszeit endet die Amtszeit des nachgewählten Mitglieds 
mit der regulären Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds. 9Die Wiederwahl ist möglich. 
(2) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) stellt die Durchführung der Prüfungen sicher. 
2Sie achtet darauf, dass die Bestimmungen des Niedersächsischen Hochschulgesetzes, dieser Ordnung und 
der studiengangsspezifischen Prüfungsordnung sowie der sie ergänzenden Studienordnungen eingehalten 
werden. 3Die oder der Vorsitzende der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) stellt sicher, 
dass den Studierenden die Namen der Prüfenden rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der 
jeweiligen Prüfung bekanntgegeben werden. 4Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) be-
richtet dem bzw. den am jeweiligen Studiengang beteiligten Fachbereichen und, sofern es sich um lehramts-
bezogene Studiengänge handelt, der Ständigen Senatskommission Lehramt (SkoLa) regelmäßig über die 
Entwicklung der Prüfungsergebnisse und Studienzeiten. 5Hierbei ist besonders auf die tatsächlichen Bear-
beitungszeiten und auf die Einhaltung der Regelstudienzeit und der Prüfungsfristen einzugehen und die 
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Verteilung der Gesamtnoten, ggf. auch der Fachnoten, darzustellen. 6Der Bericht ist in geeigneter Weise 
durch die Hochschule offen zu legen. 

(3) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit ihrer Mit-
glieder nach Absatz 1 Satz 2, darunter die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende sowie ein 
weiteres Mitglied der Hochschullehrergruppe anwesend ist. 2Abs. 5 gilt entsprechend. 3Die Ständige Prü-
fungskommission (Prüfungsausschuss) fasst die Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 4Bei Stimmengleichheit ist die Stimme 
der oder des Vorsitzenden und bei deren oder dessen Abwesenheit die Stimme der oder des stellvertreten-
den Vorsitzenden ausschlaggebend. 5Studentische Mitglieder haben bei der Bewertung und der Anerken-
nung von Prüfungs- und Studienleistungen nur beratende Stimme. 

(4) Mitglieder der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) können Zuständigkeiten derselben 
nicht wahrnehmen, wenn sie selbst Beteiligte der Prüfungsangelegenheit sind. 

(5) 1Die Sitzungen der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sind nicht öffentlich. 2Berät die 
Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) über allgemeine Themen, kann die Hochschulöffentlich-
keit zu den Sitzungen durch Mehrheitsbeschluss zu diesen Themen zugelassen werden. 3Die Sitzungen 
können in Präsenz oder im Rahmen einer Videokonferenz oder ähnlicher technischer Verfahren stattfinden. 
4Es ist auch zulässig, dass einzelne Mitglieder einer Sitzung, die in Präsenz stattfindet, virtuell zugeschaltet 
werden. 5Personen, die nicht Mitglieder der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sind, kön-
nen als Gäste geladen werden. 6Für Gäste gelten die Sätze 7 und 8 analog. 7Die Mitglieder der Ständigen 
Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. 8Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(6) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) kann sich eine Geschäftsordnung geben. 2Über 
die Sitzung der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) wird ein Protokoll geführt. 3Die wesent-
lichen Gegenstände der Erörterung und die Beschlüsse der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsaus-
schuss) sind in dem Protokoll festzuhalten. 4Das Protokoll enthält Angaben zur Beschlussfähigkeit und zu 
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sitzung. 

(7) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) kann Befugnisse widerruflich auf die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden beziehungsweise die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden 
Vorsitzenden übertragen; dies gilt nicht für Entscheidungen hinsichtlich der Bewertung oder Benotung von 
Prüfungsleistungen beziehungsweise der Bewertung von Studienleistungen. 2Die oder der Vorsitzende be-
reitet die Beschlüsse der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) vor und führt sie aus. 3Sie 
oder er berichtet der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) regelmäßig über die Tätigkeit. 

(8) 1Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1 haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen beizuwohnen. 2Die-
ses Recht erstreckt sich nicht auf die Beratung, Bekanntgabe und Erläuterung der Note. 

(9) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) wird vom Prüfungsamt in ihrer (seiner) Arbeit 
unterstützt. 2Das Prüfungsamt führt die Prüfungsakten. 

(10) 1Entscheidungen der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) sind der oder dem betroffe-
nen Studierenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 2Belastende Entscheidungen sind zu begründen und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 

§ 26 Prüfende 
(1) 1Die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bestellt die Prüfenden für die Begutachtung der 
Bachelorarbeit bzw. der Masterarbeit; die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bestellt die 
Prüfenden außerdem in Fällen, in denen die prüfende Lehrperson nicht in dem Modul, auf das sich die Prü-
fung bezieht, lehrt bzw. als modulverantwortlich benannt ist. 2Zu Prüfenden dürfen nur Personen bestellt 
werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation 
besitzen. 3Abweichend von Satz 2 können auch Lehrbeauftragte sowie in der beruflichen Praxis und Ausbil-
dung erfahrene und fachlich geeignete Personen in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prüfun-
gen bestellt werden. 4Personen, die nicht bereits aufgrund ihres Dienst- oder Arbeitsverhältnisses zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet sind, werden von der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 

(2) 1Zu Prüfenden können Mitglieder und Angehörige der Universität oder einer anderen Hochschule bestellt 
werden, die zur selbstständigen Lehre berechtigt sind. 2Mitglieder und Angehörige, die nicht zur selbstständi-
gen Lehre berechtigt sind, können bestellt werden, wenn sie geeignet sind und ihre Tätigkeit als Prüfende für 
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die Durchführung des Prüfungsbetriebs erforderlich ist. 4Die wissenschaftlichen Einrichtungen, denen die 
Mitglieder und Angehörigen zugeordnet sind, haben ein Vorschlagsrecht. 

(3) 1Im Hinblick auf die Bestellung der Prüfenden zur Begutachtung der Bachelorarbeit oder der Masterarbeit 
kann die oder der zu Prüfende Prüferinnen und Prüfer vorschlagen. 2Die Ständige Prüfungskommission 
(Prüfungsausschuss) soll diesem Vorschlag entsprechend beschließen, soweit dem nicht wichtige Gründe, 
insbesondere eine unverhältnismäßige Belastung der Prüferin oder des Prüfers, entgegenstehen. 3Sofern 
eine Lehrbeauftragte oder ein Lehrbeauftragter oder in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene und 
fachlich geeignete Personen bestellt werden sollen, muss die oder der Studiengangsbeauftragte oder – so-
fern bestellt – die Fachvertreterin oder der Fachvertreter der Bestellung zustimmen. 4Der Vorschlag begrün-
det keinen Rechtsanspruch. 

(4) 1Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit und ggf. Bachelorkolloquium bzw. Masterkolloquium sind von zwei 
Prüfenden zu bewerten, die von der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bestellt werden. 
2Sofern für das Bachelor- bzw. Masterkolloquium eine prüfende Person bestellt werden soll, bei der es sich 
nicht um eine oder einen der Prüfenden handelt, die die Bachelorarbeit bzw. die Masterarbeit begutachtet 
haben, hat die zu prüfende Person ein Vorschlagsrecht. 3Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend. 

 

§ 27 Einsicht in die Prüfungsakte 
1Der oder dem Geprüften wird auf Antrag beim Prüfungsamt bis zu einem Jahr nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens Einsicht in ihre oder seine Bachelorarbeit bzw. Masterarbeit und die darauf bezogenen Gut-
achten der Prüfenden sowie ggf. das Protokoll des Kolloquiums oder der mündlichen Prüfung gewährt. 2Der 
Antrag ist an das Prüfungsamt zu richten. 3Dieses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 4Bei studienbe-
gleitenden Prüfungen kann die oder der zu Prüfende in Absprache mit der Prüferin oder dem Prüfer bis zu 
einem Jahr nach Bekanntgabe der Bewertung der Prüfungsleistung Einsicht in die Prüfungsunterlagen neh-
men. 

 

§ 28 Widerspruchsverfahren 
(1) 1Ablehnende Entscheidungen und andere belastende Verwaltungsakte, die nach dieser Prüfungsordnung 
getroffen werden, sind zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der oder dem Stu-
dierenden schriftlich bekannt zu geben. 2Gegen eine Entscheidung, der die Bewertung einer Prüfungsleis-
tung (Teilmodulprüfung, Modulprüfung, Bachelorarbeit) im Rahmen dieser Prüfungsordnung zugrunde liegt, 
kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der entsprechenden Prüfungsentscheidung Widerspruch 
bei der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) eingelegt werden. 

(2) Den Widerspruchsbescheid erlässt die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) unter Beach-
tung des Verfahrens nach Absatz 3, sofern dem Widerspruch nicht abgeholfen wird. 

(3) 1Soweit sich der Widerspruch gegen eine Bewertung einer Prüferin oder eines Prüfers richtet, leitet die 
Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) den Widerspruch dieser Person zur Stellungnahme zu. 
2Ändert die Prüferin oder der Prüfer die Bewertung antragsgemäß ab, so hilft die Ständige Prüfungskommis-
sion (Prüfungsausschuss) dem Widerspruch ab. 3Andernfalls überprüft sie die Entscheidung aufgrund der 
Stellungnahme der Prüferin oder des Prüfers insbesondere darauf, ob 

a)  das Prüfungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

b)  allgemeingültige Bewertungsgrundsätze beachtet worden sind, 

c)  bei der Bewertung durchweg von zutreffenden Tatsachenbehauptungen ausgegangen worden ist, 

d)  alle vertretbaren und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründeten Lösungen als richtig gewertet 
worden sind, 

e) sich die Prüferin oder der Prüfer nicht von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 
4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende richtet. 

(4) 1Soweit die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) bei einem Verstoß nach Absatz 3 Nr. a 
– e dem Widerspruch nicht bereits in diesem Stand des Verfahrens abhilft und soweit konkrete und substan-
tiierte Einwendungen gegen prüfungsspezifische Wertungen und fachliche Bewertungen vorliegen, werden 
Prüfungsleistungen durch andere, mit der Abnahme dieser Prüfung bisher nicht befasste Prüfende erneut 
bewertet, oder die mündliche Prüfung wird von diesen wiederholt. 2Die Neubewertung darf nicht zur Ver-
schlechterung der Prüfungsnote führen. 3Über den Widerspruch soll zügig entschieden werden. 
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SECHSTER TEIL - SONDERTATBESTÄNDE 
§ 29 Schutzbestimmungen 

(1) 1Macht die zu prüfende Person rechtzeitig vor Anmeldung zu einer Prüfungsleistung oder Antritt einer 
Studienleistung glaubhaft, dass sie nicht in der Lage ist (z.B. wegen länger andauernder oder ständiger Be-
hinderung,chronischer Erkrankung oder psychischer Erkrankung oder wegen der Erziehung eines Kindes im 
Alter bis zu 14 Jahren), Prüfungs- oder Studienleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form, 
Dauer, Bearbeitungszeit oder Frist, am vorgesehenen Ort oder sonst in der vorgesehenen Weise zu erbrin-
gen, so soll die Ständige Prüfungskommission einen angemessenen Nachteilsausgleich gewähren. Dabei ist 
sicherzustellen, dass die zu erbringende Prüfungs- oder Studienleistung gleichwertig ist. Als nachteilsaus-
gleichende Maßnahmen kommen insbesondere die Veränderung der äußeren Bedingungen einschließlich 
des Ortes und des Zeitpunktes der Leistungserbringung, die Verlängerung der Bearbeitungszeit, die Zulas-
sung von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen und die Bestimmung einer anderen Form der Leistungserbringung 
in Betracht; der gewählte Nachteilsausgleich soll festgestellte Nachteile möglichst vollständig ausgleichen, 
darf sie aber nicht überkompensieren. Umstände nach Satz 1 sind von der zu prüfenden Person darzulegen, 
im Falle nicht offensichtlicher gesundheitlicher Sachverhalte durch qualifizierte ärztliche, in der Regel fach-
ärztliche oder psychotherapeutische Stellungnahme nachzuweisen, im Übrigen durch andere geeignete Un-
terlagen glaubhaft zu machen; die zu prüfende Person soll ferner darlegen, welche Maßnahmen des Nach-
teilsausgleichs sie aufgrund der dargelegten Umstände nach Satz 1 für adäquat hält.  

(2) Soweit die Einhaltung von Fristen für die erstmalige Meldung zu Prüfungen, die Wiederholung von Prü-
fungen, die Gründe für das Versäumen von Prüfungen bzw. die Einhaltung von Bearbeitungszeiten für Prü-
fungsarbeiten betroffen sind, steht der Krankheit der zu prüfenden Person die Krankheit einer oder eines na-
hen Angehörigen gemäß Absatz 8 und 9 gleich. 

(3) 1Für werdende Mütter gelten die Schutzbestimmungen des Gesetzes zum Schutz der erwerbstätigen 
Mutter (MuSchG) in der jeweils gültigen Fassung. 2Die Erfüllung der Voraussetzungen ist durch ein ärztli-
ches Zeugnis oder das Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers nachzuweisen. 

(4) 1Werdende Mütter können auf Antrag von der Verpflichtung zur Erbringung von Prüfungs- und Studienle-
istungen zunächst befreit werden, soweit hierdurch nach ärztlichem Zeugnis Leben oder Gesundheit von 
Mutter und/oder Kind gefährdet ist. 2Die Prüfungs- und Studienleistungen sind nachzuholen. 

(5) Aus der Beachtung der Vorschriften der Absätze 3 und 4 dürfen der Studierenden keine Nachteile er-
wachsen. 

(6) 1Die Mutterschutzfristen sind, wie sie in der jeweils gültigen Fassung des MuSchG festgelegt sind, zu be-
rücksichtigen. 2Die Mutterschutzfristen unterbrechen nicht die Bearbeitungsfrist der Bachelor- bzw. Masterar-
beit. 3Das gestellte Thema gilt als nicht vergeben. 4Nach Ablauf der Mutterschutzfristen erhält die Studentin 
ein neues Thema. 

(7) 1Die Fristen der Elternzeit sind auf Antrag nach Maßgabe des Gesetzes zum Elterngeld und zur Eltern-
zeit (BEEG) in der jeweils gültigen Fassung entsprechend zu berücksichtigen. 2Die Studentin bzw. der Stu-
dent muss bis spätestens 7 Wochen vor dem Zeitpunkt, von dem ab sie oder er die Elternzeit antreten will, 
der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) schriftlich mitteilen, für welchen Zeitraum oder für 
welche Zeiträume sie oder er Elternzeit in Anspruch nehmen will. 3Die Ständige Prüfungskommission (Prü-
fungsausschuss) bzw. die von ihr beauftragte Stelle prüft, ob die Voraussetzungen für einen Anspruch auf 
Elternzeit gemäß § 15 BEEG analog bestehen. 4Die hierfür erforderlichen Nachweise sind von der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller schriftlich vorzulegen. 5Das Ergebnis der Prüfung der Nachweise sowie ggf. 
die neu festgesetzten Prüfungsfristen sind der Studentin bzw. dem Studenten unverzüglich mitzuteilen. 6Für 
die Bearbeitungsfrist der Bachelor- bzw. Masterarbeit gilt Abs. 6 Satz 2 bis 4 entsprechend. 

(8) 1Für Studierende, die eine pflegebedürftige nahe Angehörige bzw. einen pflegebedürftigen nahen Ange-
hörigen in ihrer häuslichen Umgebung pflegen, gelten die Vorschriften in der jeweils gültigen Fassung des 
Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) entsprechend. 2Durch die Pflege naher Angehöriger dürfen der oder dem 
Studierenden keine Nachteile erwachsen. 

(9) Nahe Angehörige gemäß PflegeZG sind: Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern, Ehegatten, Le-
benspartner, Partner einer eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnlichen Gemeinschaft, Geschwister, 
Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, Lebenspartner der Geschwister und Geschwis-
ter der Lebenspartner, Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehe-
gatten oder des Lebenspartners, Schwiegerkinder und Enkelkinder. 
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(10) 1Die oder der Studierende hat die Pflegebedürftigkeit der oder des nahen Angehörigen durch Vorlage 
einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachzu-
weisen. 2Bei in der privaten Pflege-Pflichtversicherung versicherten Pflegebedürftigen ist ein entsprechender 
Nachweis zu erbringen. 

 

§ 30 Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) 1Bei Rücktritt von einer Prüfung ohne fristgerechte Abmeldung oder bei Versäumnis einer Prüfung gilt die 
Prüfung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet, es sei denn, die Ständige Prü-
fungskommission (Prüfungsausschuss) erkennt einen dafür geltend gemachten wichtigen Grund an. 2Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb des vorgegebenen Bearbeitungszeitrau-
mes erbracht wird. 3Der wichtige Grund muss der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) un-
verzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden - anderenfalls gilt die betreffende Prüfungs-
leistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. 4Exmatrikulation auf einen Antrag des Studierenden oder Beur-
laubung gelten nicht als wichtiger Grund. 5Bei Rücktritt von einer Prüfung oder bei Versäumnis einer Prüfung 
wegen Krankheit ist unverzüglich ein ärztliches Attest (Prüfungsunfähigkeitsbescheinigung) vorzulegen; die 
Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) kann zum Nachweis ein amtsärztliches Attest verlan-
gen. 6Dies gilt auch, wenn z.B. die Erkrankung eines zu versorgenden Kindes als Grund für den Rücktritt 
oder das Versäumnis angegeben wird; § 28 gilt entsprechend. 7Liegt ein wichtiger Grund vor, so wird ein 
neuer Prüfungs- oder Abgabetermin, in der Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, anberaumt. 8Die 
Prüfung oder der Prüfungsversuch gilt in diesem Fall als nicht unternommen. 9Bereits vorliegende Prüfungs-
leistungen sind anzurechnen. 10Die Nichtanerkennung eines Sachverhalts als wichtiger Grund ist der oder 
dem zu Prüfenden schriftlich mitzuteilen und zu begründen. 

(2) 1Stellt sich während einer Prüfung oder nachträglich heraus, dass die geprüfte Person eine Täuschung 
über Prüfungsleistungen durch beispielsweise die Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel oder die Abliefe-
rung eines Plagiats begangen hat oder sich eines Verstoßes gegen die Ordnung während der Prüfung schul-
dig gemacht hat, gilt die Prüfung als nicht bestanden. 2Die Entscheidung hierüber trifft die oder der Leh-
rende, die oder der die Prüfung abnimmt, nach Anhörung der geprüften Person; die oder der Lehrende mel-
det die Entscheidung mit einer Erläuterung an das Prüfungsamt. 3Handelt es sich um die zweite festgestellte 
Täuschung einer oder eines zu Prüfenden über Prüfungsleistungen oder um die Täuschung in der Bachelor- 
oder Masterarbeit, gilt die Prüfung als endgültig nicht bestanden. 4Bis zur Entscheidung setzt die oder der zu 
Prüfende eine gegebenenfalls laufende Prüfung fort, es sei denn, dass nach der Entscheidung der Aufsicht 
führenden Person ein vorläufiger Ausschluss der oder des zu Prüfenden zur ordnungsgemäßen Weiterfüh-
rung der Prüfung unerlässlich ist; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungs- oder Studienleistung als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 5Besteht der Verdacht des Mitsichführens unzu-
lässiger Hilfsmittel, ist die oder der zu Prüfende verpflichtet, an der Aufklärung mitzuwirken und die Hilfsmittel 
herauszugeben; im Verweigerungsfall gelten die betreffenden Prüfungs- und Studienleistungen als mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 6Vor einer Entscheidung ist die oder der zu Prüfende zu 
hören. 

(3) 1Als Plagiat im Sinne dieser Ordnung gilt auch das erneute Einreichen einer bereits eingereichten Prü-
fungsleistung sowie das Einreichen von Teilen einer bereits eingereichten Prüfungsleistung im selben oder 
in einem anderen Studiengang. 2Studiengangsbezogene Prüfungsordungen können abweichende Regelun-
gen vorsehen. 

(4) 1Wenn Studierende andere Studierende nachweislich bei einer Täuschung unterstützen, z.B. indem sie 
dem täuschenden Prüfling Einblick in die eigene Bearbeitung der Prüfungsaufgaben gewähren oder unzuläs-
sige Hilfsmittel bereitstellen, gilt dies als Ordnungsverstoß. 2In einem solchen Falle gilt die Prüfungsleistung 
der oder des Studierenden, die oder der die Täuschung gemäß Satz 1 unterstützt hat, als mit „nicht ausrei-
chend“ bewertet und damit als nicht bestanden. Absatz 2 Satz 2 – 6 gilt entsprechend. 

(5) Die Entscheidung gemäß Abs. 2 bis 4 der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) ist der 
oder dem zu Prüfenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu begründen und mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen. 

 

§ 31 Ungültigkeit von Prüfungen 
(1) Hat die oder der Geprüfte bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so kann die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) nachträglich die 
betroffenen Noten entsprechend berichtigen und die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung ganz oder teil-
weise für nicht bestanden erklären. 
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(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die geprüfte Per-
son hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses be-
kannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. 2Hat die geprüfte Person die Zulas-
sung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet die Ständige Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) un-
ter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte. 

(3) Der oder dem Geprüften ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit mit 
der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) zu geben. 

(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis sowie das Diploma Supplement und das Transcript of Records sind ein-
zuziehen und gegebenenfalls neu auszustellen. 2Mit diesen Unterlagen ist auch die Bachelor- bzw. Master-
Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung aufgrund der Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. 3Eine 
Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum, an dem die 
Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung bestanden wurde, ausgeschlossen. 

(5) Die Absätze 1 – 4 gelten für den Erwerb von studienbegleitenden Nachweisen und die Erfüllung der Zu-
gangsvoraussetzungen zu Modulen entsprechend. 

 

SIEBTER TEIL – BACHELORMODUL BZW. MASTERMODUL; ABSCHLUSS 
DES STUDIUMS 

§ 32 Urkunde, Zeugnis, Bescheinigungen 
(1) 1Über die bestandene Bachelorprüfung bzw. Masterprüfung soll innerhalb von vier Wochen nach Vorlie-
gen der abschließenden Bewertung der letzten Prüfungsleistung ein Zeugnis (Anlage 2) ausgestellt werden. 
2Es enthält: 

-  das Datum, an dem die letzte für das Bestehen der Prüfung erforderliche Studien- oder Prüfungsleistung 
erbracht wurde, sowie das Datum, an dem das Zeugnis ausgestellt wurde 

- das Thema und die Note der Bachelorarbeit bzw. der Masterarbeit 

-  die Gesamtnote der Bachelorprüfung bzw. der Masterprüfung und 

-  die Angabe über die Häufigkeitsverteilung der Gesamtnoten der dem Studienjahr der letzten Studien- 
oder Prüfungsleistung vorangegangenen zwei Studienjahre, sofern es in diesen mindestens 11 Absol-
ventinnen oder Absolventen gibt 

3Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) 
zu unterzeichnen. 

(2) 1Gleichzeitig mit dem Zeugnis ist eine Bachelor- bzw. Master-Urkunde (Anlage 1) auszustellen, die neben 
dem Datum, an dem die letzte, für das Bestehen der Bachelorprüfung bzw. der Masterprüfung erforderliche 
Studien- oder Prüfungsleistung erbracht wurde, das Ausstellungsdatum des Zeugnisses enthält. 2Die Ur-
kunde wird von der oder dem Vorsitzenden der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) und 
der zuständigen Dekanin beziehungsweise dem zuständigen Dekan unterzeichnet. 

(3) 1Mit Beendigung des Studiums wird vom Prüfungsamt ein „Diploma Supplement“ ausgestellt (Anlage 3). 
2Das „Diploma Supplement“ beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zusammensetzung, Inhalte sowie Art des Ab-
schlusses des Studiums. 

(4) 1Mit Beendigung des Studiums wird vom Prüfungsamt ein „Transcript of Records“ (Anlage 4) ausgestellt. 
2Das „Transcript of Records“ enthält eine Auflistung der Titel der erfolgreich abgeschlossenen Module, ggf. 
der zugehörigen Teilmodule sowie der besuchten Lehrveranstaltungen, der in diesen Modulen erworbenen 
Leistungspunkte und Noten. 3Bei Beendigung des Studiums in einem Studiengang an der Universität Hildes-
heim ohne Abschluss enthält es auch Angaben über nicht bestandene Studien- und Prüfungsleistungen. 4Es 
kann ein vorläufiges „Transcript of Records“ (Anlage 5) ausgestellt werden. 5Das vorläufige „Transcript of 
Records“ ist mit dem Hinweis versehen, dass es auch Leistungspunkte für Teilmodule ausweist, bei denen 
das zugehörige Modul noch nicht abgeschlossen ist. 6Leistungspunkte für eine Teilleistung im Rahmen eines 
Moduls werden nicht ausgewiesen, sofern diese Teilleistung im selben Modul nicht bestanden wurde oder 
als nicht bestanden gilt. 7Sofern die Modulbeschreibung für ggf. vorgesehene Teilleistungen keine eigenen 
Leistungspunkte ausweist, werden im Falle des Nichtbestehens einer Teilleistung die für das gesamte Modul 
vorgesehenen Leistungspunkte für das vorläufige Transcript of Records nicht berücksichtigt. 8Bei der Noten-
berechnung gelten die Regelungen des § 14. 

(5) 1Die Prüfungsordnung eines Studiengangs kann die zusätzliche Ausstellung einer englischen Überset-
zung der Studienabschlussdokumente (Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement, Transcript of Records) 
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grundsätzlich vorsehen. 2Ist dies nicht der Fall, kann mit der Anmeldung zur Bachelorarbeit bzw. zur Master-
arbeit beantragt werden, dass zusätzlich zu den Studienabschlussdokumenten eine englische Übersetzung 
ausgefertigt wird. 

(6) 1Ist die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden, so er-
teilt die oder der Vorsitzende der Ständigen Prüfungskommission (Prüfungsausschuss) einen schriftlichen 
Bescheid, der auch Auskunft darüber gibt, ob und ggf. an welchem Termin oder innerhalb welcher Frist Prü-
fungsleistungen wiederholt werden können. 2Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen. 

(7) 1Hat die oder der Studierende die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung endgültig nicht bestanden 
oder gilt sie als endgültig nicht bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechen-
den Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine schriftliche Bescheinigung ausgestellt. 2Diese 
Bescheinigung enthält: 

 - eine Auflistung der erworbenen Leistungspunkte und der betreffenden Module mit den jeweiligen No-
ten 

 - bei nicht bestandenen Prüfungsleistungen die Anzahl der in Anspruch genommenen Versuche 

 - die zum Bestehen der Bachelorprüfung bzw. der Masterprüfung noch fehlenden Prüfungsleistungen 
3Die Bescheinigung lässt erkennen, dass die Bachelorprüfung bzw. die Masterprüfung nicht bestanden ist 

(8) 1Für jede bzw. jeden zur Bachelorprüfung bzw. zur Masterprüfung zugelassenen Studierende bzw. Stu-
dierenden wird im Prüfungsamt ein Konto für die von ihr oder ihm erworbenen Leistungspunkte eingerichtet. 
2Die Studierenden können über die Online-Funktionen des Campusmanagementsystems jederzeit Einsicht 
in den Stand ihres Kontos nehmen. 

 

§ 33 Anmeldung, Abgabe und Begutachtung von Bachelor- und Masterarbeiten 
(1) 1Die Anmeldung von Bachelor- oder Masterarbeiten erfolgt digital. 2Der unterschriebene Antrag ist dem 
zuständigen Prüfungsamt digital nach Vorgabe der Universität zu übermitteln. 3Die Ausgabe des Themas 
sowie die Einreichung von Anträgen und der Versand von Bescheiden im Zusammenhang mit der Anmel-
dung und Durchführung von Bachelor- und Masterarbeiten erfolgen ebenfalls elektronisch, in der Regel per 
E-Mail. 

(2) 1Die Bachelorarbeit oder die Masterarbeit ist dem zuständigen Prüfungsamt innerhalb der vom Prüfungs-
amt festgesetzten Frist digital zu übermitteln. 2Das Prüfungsamt informiert die zu Prüfenden im Rahmen der 
Zuteilung des Themas über die Art und Weise der Übermittlung der elektronischen Fassung der Arbeit an 
das Prüfungsamt. 3Ergänzend gilt, dass ein gedrucktes Exemplar direkt bei der Prüferin oder bei dem Prüfer 
auf dessen oder deren Verlangen zur Erleichterung der Begutachtung von der oder dem zu Prüfenden abzu-
liefern ist. 4Ablieferungsort ist das Postfach der oder des Prüfenden in der Universität oder, sollte ein solches 
nicht vorhanden sein, das entsprechende Institutssekretariat. 5Zu Prüfende und Prüfende können sich auf 
einen anderen Ablieferungsort einigen. 6Mit der Einreichung der Arbeit im Prüfungsamt muss die oder der zu 
Prüfende dem Prüfungsamt gegenüber versichern, dass die nach Satz 3 der oder dem Prüfenden direkt zu 
übermittelnde Fassung der Arbeit mit der im Prüfungsamt eingereichten Fassung übereinstimmt. 7Dies ge-
schieht im Rahmen der für alle zu Prüfenden verpflichtend abzugebenden Eigenständigkeitserklärung (An-
lage 6). 8Maßgeblich für den Inhalt der Arbeit ist die dem Prüfungsamt elektronisch übermittelte Fassung. 
9Das Prüfungsamt stellt die Arbeit den Prüfenden digital zur Verfügung. 10Die unterschriebenen Gutachten 
werden dem Prüfungsamt ebenfalls digital auf dem von diesem vorgegebenen Weg zugestellt. 

(3) 1Mit der Einreichung der Bachelor- bzw. Masterarbeit im Prüfungsamt ist eine Eigenständigkeitserklärung 
abzugeben. 2Hierfür ist die Vorlage aus Anlage 6 zu verwenden und ggf. das Formular zur Dokumentation 
der Verwendung von KI-Systemen auszufüllen. 3Alle weiteren Regelungen zur Bachelor- bzw. Masterarbeit 
und ggf. zu weiteren Bestandteilen des Bachelor- oder Mastermoduls werden von der studiengangsbezoge-
nen Prüfungsordnung getroffen. 

 

ACHTER TEIL - SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
§ 34 Inkrafttreten 

(1) Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Universität Hildesheim 
mit Wirkung zum 01.04.2026 in Kraft. 
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(2) Sofern Regelungen der bis zum 31.03.2026 geltenden „Hochschulweiten Rahmenprüfungsordnung der 
Universität Hildesheim zur Regelung des Einsatzes digitaler Lehr- und Lernformate sowie digitaler Prüfungs-
formate“ (Verkündungsblatt der Universität Hildesheim Heft 200 vom 20.03.2025) in studiengangsbezogene 
Prüfungsordnungen übernommen worden sind, treten diese Regelungen zum 01.04.2026 außer Kraft. 
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Anlagen in dieser Fassung nicht wiedergegeben. 
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